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 Gesetz zur Änderung 
 des Kommunalabgabengesetzes

 und der Gemeindeordnung

Der Landtag hat am 2. Dezember 2020 das folgende Ge-
setz beschlossen:

  Artikel 1
  Änderung des Kommunalabgabengesetzes

 � Das Kommunalabgabengesetz (KAG) vom 17. März 2005 
(GBl. S. 206), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 4. November 2020 (GBl. S. 989) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

  1.	§ 2 Absatz 1 werden folgende Sätze angefügt: 
	� „In der Satzung kann die elektronische Übermittlung 

der für die Ermittlung und Festsetzung der Abgaben 
erforderlichen Daten vorgesehen werden. Dabei sind 
Bestimmungen über diese Daten und zum Übermitt-
lungsverfahren zu treffen. Bei der elektronischen 
Übermittlung ist ein sicheres Verfahren zu verwen-
den, das den Datenübermittler authentifiziert und die 
Vertraulichkeit und Integrität des Datensatzes ge-
währleistet.“ 

  2.	§ 3 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
	� „(1) Auf die Kommunalabgaben sind die folgenden 

Bestimmungen der Abgabenordnung (AO) sinnge-
mäß anzuwenden, soweit sie sich nicht auf bestimm-
te Steuern beziehen und soweit nicht dieses Gesetz 
besondere Vorschriften enthält:

	 1.	 aus dem Ersten Teil – Einleitende Vorschriften –
		  a)	 über den Anwendungsbereich § 2 Absatz 1,
		  b)	� über die steuerlichen Begriffsbestimmungen  

§ 3 Absatz 1, Absatz 4 Nummer 1 bis 5 und 
Absatz 5 sowie §§ 4, 5, 6 Absatz 1, 1 b bis 1 e 
und §§ 7 bis 15,

		  c)	� über die Haftungsbeschränkung für Amtsträ-
ger § 32,

	 2.	 aus dem Zweiten Teil – Steuerschuldrecht –
		  a)	 über die Steuerpflichtigen §§ 33 bis 36,
		  b)	 über das Steuerschuldverhältnis §§ 37 bis 50,
		  c)	 über steuerbegünstigte Zwecke §§ 51 bis 68,
		  d)	� über die Haftung §§ 69 und 70, § 71 mit der 

Maßgabe, dass die Vorschriften über die 
Steuerhehlerei und § 233 a keine Anwendung 
finden, § 72 a Absatz 1, §§ 73 bis 75 und 77,

	 3.	� aus dem Dritten Teil – Allgemeine Verfahrens-
vorschriften –

		  a)	� über die Verfahrensgrundsätze §§ 78 bis 80, 
81, 82 Absatz 1 und 2, § 83 Absatz 1 mit der 
Maßgabe, dass in den Fällen des Satzes 2 die 
Anordnung von der obersten Dienstbehörde 
getroffen wird, §§ 85 und 86, § 87 mit der 
Maßgabe, dass in den Fällen des Absatzes 2 
Satz 2 die Vorlage einer Übersetzung ver-
langt werden kann, die von einem öffentlich 
bestellten und beeidigten Urkundenüber-
setzer angefertigt oder beglaubigt ist, § 87 a 
mit der Maßgabe, dass die Schriftform auch 
durch sonstige sichere Verfahren nach § 3 a 
Absatz 2 Satz 4 Nummer 4 des Landesverwal-
tungsverfahrensgesetzes ersetzt werden kann,  
§§ 87 c, 88 Absatz 1 und 2, §§ 88 a, 89 Absatz 1,  
§§ 90 bis 92, 93 Absatz 1 bis 6, §§ 95, 96 Ab-
satz 1 bis 7 Satz 1 und 2, §§ 97 bis 99, 101 
Absatz 1, §§ 102 bis 108, 109 Absatz 1 und 3, 
§§ 110, 111 Absatz 1 bis 3 und 5, §§ 112 bis 
115 und 117 Absatz 1, 2 und 4,

		  b)	� über die Verwaltungsakte §§ 118 bis 133 mit 
der Maßgabe, dass in § 122 Absatz 1 Satz 4 
an Stelle einer nach amtlich vorgeschriebe-
nem Datensatz elektronisch übermittelten 
Empfangsvollmacht eine Empfangsvollmacht 
in schriftformersetzender elektronischer Form 
nach § 87 a vorgelegt wird,

	 4.	� aus dem Vierten Teil – Durchführung der Besteu-
erung –

		  a)	� über die Erfassung der Steuerpflichtigen § 138 
Absatz 1 und 4,

		  b)	� über die Mitwirkungspflichten §§ 140, 145, 
146 und 146 a Absatz 1 Satz 1, §§ 146 b, 147, 
148 und 149 Absatz 1 und 2, § 150 Absatz 1 
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keine Anwendung findet, und §§ 238, 239 
Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 bis 5, Absatz 2, 
Absatz 3 Nummer 2 und § 240,

		  c)	 über die Sicherheitsleistung §§ 241 bis 248,
	 6.	 aus dem Sechsten Teil – Vollstreckung –
		  a)	� über die Allgemeinen Vorschriften § 251 Ab-

satz 3,
		  b)	� über die Vollstreckung wegen Geldforderun-

gen § 261,
	 7.	� aus dem Siebenten Teil – Außergerichtliches 

Rechtsbehelfsverfahren – über die Verfahrensvor-
schriften § 367 Absatz 2 Satz 2.“

  3.	Nach § 3 wird folgender § 3 a eingefügt:

	 „§ 3 a
	 Verarbeitung personenbezogener Daten

	� (1) Für die Verarbeitung personenbezogener Daten 
im Anwendungsbereich dieses Gesetzes sind die 
folgenden Vorschriften der Abgabenordnung sinn-
gemäß anzuwenden, soweit nicht das Recht der Eu-
ropäischen Union, im Besonderen die Verordnung 
(EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher 
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener 
Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung 
der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundver-
ordnung) (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1, ber. ABl.  
L 127 vom 23.5.2018, S. 2) in der jeweils geltenden 
Fassung unmittelbar oder nach § 2 a Absatz 5 AO 
entsprechend gilt: 

	 1.	 aus dem Ersten Teil – Einleitende Vorschriften –
		  a)	 über den Anwendungsbereich § 2 a Absatz 5,
		  b)	� über die Verarbeitung geschützter Daten  

§§ 29 b und 29 c,
		  c)	� über das Steuergeheimnis §§ 30 bis 31 c mit 

folgenden Maßgaben:
			   aa)	� bei der Hundesteuer darf in Schadens-

fällen und bei Störung der öffentlichen 
Sicherheit oder Ordnung, wenn ein 
überwiegendes öffentliches Interesse 
vorliegt, Auskunft über Namen und An-
schrift des Hundehalters an die zuständi-
gen Behörden und die Schadensbeteilig-
ten gegeben werden, bei Kampfhunden 
nach § 1 Absatz 2 der Polizeiverordnung 
des Innenministeriums und des Minis-
teriums für Ländlichen Raum und Ver-
braucherschutz über das Halten gefähr-
licher Hunde vom 3. August 2000 (GBl. 
S. 574), die zuletzt durch Artikel 116 
der Verordnung vom 25. Januar 2012 
(GBl. S. 65, 79) geändert worden ist, 
dürfen die Gemeinden Namen und An-
schrift der Halter sowie die Hunderasse 
auch zum Vollzug der Vorschriften über 
Kampfhunde verarbeiten und an die zum 

bis 5, § 151, § 152 Absatz 1, 4 bis 6 und 8 bis 
12 mit der Maßgabe, dass die Höhe des Ver-
spätungszuschlags abweichend von Absatz 5 
im Ermessen des Abgabenberechtigten steht, 
zehn Prozent der festgesetzten Steuer oder 
des festgesetzten Messbetrags nicht über-
steigen und höchstens 25 000 Euro betragen 
darf, wobei bei der Bemessung des Verspä-
tungszuschlags neben seinem Zweck, den 
Steuerpflichtigen zur rechtzeitigen Abgabe 
der Steuererklärung anzuhalten, die Dauer der 
Fristüberschreitung, die Höhe des sich aus der 
Steuerfestsetzung ergebenden Zahlungsan-
spruchs, die aus der verspäteten Abgabe der 
Steuererklärung gezogenen Vorteile sowie 
das Verschulden und die wirtschaftliche Leis-
tungsfähigkeit des Steuerpflichtigen zu be-
rücksichtigen sind, § 153 Absatz 1 und 2,

		  c)	� über das Festsetzungs- und Feststellungsver-
fahren sowie die Außenprüfung §§ 155, 156 
Absatz 2 Satz 1, § 157 mit der Maßgabe, dass 
ein Bescheid über eine Abgabe für einen be-
stimmten Zeitabschnitt bestimmen kann, dass 
er auch für künftige Zeitabschnitte gilt, so-
lange sich die Berechnungsgrundlagen und 
die Höhe der festgesetzten Abgabe nicht än-
dern, und von Amts wegen aufzuheben oder 
zu ändern ist, wenn die Abgabepflicht entfällt 
oder sich die Höhe der Abgabe ändert, §§ 158 
bis 162, 163 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 bis 4,  
§§ 164 bis 168, § 169 mit der Maßgabe, dass 
die Festsetzungsfrist nach Absatz 2 Satz 1 
einheitlich vier Jahre beträgt, § 170 Absatz 1 
bis 3, § 171 Absatz 1 bis 3, Absatz 3 a mit der 
Maßgabe, dass im Falle der Ungültigkeit einer 
Satzung die Festsetzungsfrist nicht vor Ablauf 
eines Jahres nach Bekanntmachung einer neuen 
Satzung endet und an Stelle des § 100 Absatz 1 
Satz 1, Absatz 2 Satz 2, Absatz 3 Satz 1 sowie 
des § 101 der Finanzgerichtsordnung (FGO)  
§ 113 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 2, Ab-
satz 3 Satz 1 und Absatz 5 der Verwaltungs-
gerichtsordnung (VwGO) Anwendung findet, 
§ 171 Absatz 4 und 6 bis 10, 11 bis 15, § 172 
mit der Maßgabe, dass Absatz 1 Satz 3 Halb-
satz 2 und Absatz 3 keine Anwendung findet, 
§§ 173, 173 a, § 174 mit der Maßgabe, dass 
die Vorschrift nur für kommunale Steuern 
gilt, §§ 175, 175 a, 176, 177, 191 bis 194, 195 
Satz 1 und §§ 196 bis 203,

	 5.	 aus dem Fünften Teil – Erhebungsverfahren –
		  a)	� über die Verwirklichung, die Fälligkeit und 

das Erlöschen von Ansprüchen aus dem Steu-
erschuldverhältnis §§ 218, 219, 220 Absatz 2,  
§§ 221, 222, 224 Absatz 2 und §§ 225 bis 232,

		  b)	� über die Verzinsung und die Säumniszuschlä-
ge §§ 233, 234 Absatz 1 und 2, § 235, § 236 
mit der Maßgabe, dass in Absatz 3 an Stelle 
des § 137 Satz 1 FGO § 155 Absatz 5 VwGO 
Anwendung findet, § 237 Absatz 1 und 2, Ab-
satz 4 mit der Maßgabe, dass § 234 Absatz 3 
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	 b)	� In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort „Kos-
ten“ die Wörter „der Abwasserbeseitigung“ ein-
gefügt.

	 c)	� In Absatz 3 werden nach den Wörtern „bei den 
Kosten“ die Wörter „der Abwasserbeseitigung“ 
eingefügt.

	 d)	Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt:
		�  „(4) Zur Ermittlung der Flächen als Bemessungs-

grundlage für die Niederschlagswassergebühr darf 
die Gemeinde Luftbilder erstellen und auswer-
ten oder von Dritten in zulässiger Weise erstellte 
Luftbilder verwenden.“

	 e)	 Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 angefügt:
		�  „(5) Zu den Kosten der Wasserversorgung nach  

§ 14 Absatz 1 Satz 1 gehören auch die Kosten, die 
aufgrund der Verpflichtung nach § 44 Absatz 3 
Satz 3 des Wassergesetzes entstehen.“

  7.	§ 19 wird wie folgt gefasst:

	 „§ 19

	� Zur Erhebung von Gebühren für die Benutzung von 
Kindergärten und anderen Tageseinrichtungen nach 
dem Kindertagesbetreuungsgesetz (Elternbeiträge) 
wird auf § 90 Absatz 3 des Achten Buches Sozial-
gesetzbuch verwiesen.“

  8.	�Nach § 20 Absatz 3 werden folgende Absätze 4 und 5 
angefügt:

	� „(4) Die vertragliche Übernahme beitragsfähiger 
Kosten ist auch im Rahmen städtebaulicher Verträge 
möglich; § 11 des Baugesetzbuchs gilt entsprechend. 
Das Entstehen einer Beitragspflicht für Beiträge nach 
den Absätzen 1 bis 3 bleibt unberührt.

	� (5) Die Festsetzung eines Beitrags oder einer sons-
tigen Abgabe zum Vorteilsausgleich ist ohne Rück-
sicht auf die Entstehung der Abgabenschuld spätes-
tens 20 Jahre nach Ablauf des Kalenderjahres, in 
dem die Vorteilslage eintrat, nicht mehr zulässig. 
Folgende Bestimmungen der Abgabenordnung gel-
ten sinngemäß: § 169 Absatz 1 Satz 3, § 171 Absatz 1 
bis 3, Absatz 3 a mit der Maßgabe, dass an Stelle des  
§ 100 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 2, Absatz 3 Satz 1 
sowie des § 101 FGO § 113 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 
Satz 2, Absatz 3 Satz 1 und Absatz 5 VwGO Anwen-
dung findet, § 171 Absatz 8 und 11 bis 14 AO.“

  9.	�In § 23 Absatz 3 wird die Angabe „§§ 12 oder 124“ 
durch die Angabe „§§ 11 oder 12“ ersetzt.

10.	§ 30 wird wie folgt geändert:
	 a)	� In Absatz 1 wird in Nummer 2 das Wort „und“ 

durch ein Komma ersetzt, in Nummer 3 nach dem 
Wort „Anlage“ der Punkt durch das Wort „und“ 
ersetzt und folgende Nummer 4 angefügt:

		  „4.	� die Kosten, die aufgrund der Verpflichtung 
nach § 44 Absatz 3 Satz 3 des Wassergesetzes 
entstehen.“

Vollzug dieser Vorschriften zuständigen 
Behörden übermitteln, 

			   bb)	� in § 30 Absatz 4 Nummer 2 tritt an Stel-
le eines Bundesgesetzes ein Gesetz, 

			   cc)	� die Entscheidung nach § 30 Absatz 4 
Nummer 5 Buchstabe c trifft das Haupt-
organ der Körperschaft, der die Abgabe 
zusteht, 

		  d)	� über die Rechte der betroffenen Personen  
§§ 32 a bis 32 f mit der Maßgabe, dass in  
§ 32 c Absatz 5 an die Stelle der zuständigen 
obersten Finanzbehörde die zuständige obers-
te Landesbehörde tritt, 

		  e)	� über die Datenschutzaufsicht § 32 h Absatz 1, 
Absatz 2 mit der Maßgabe, dass an die Stelle 
der entwickelnden Finanzbehörde die Stelle 
tritt, die Aufgaben der Entwicklung von automa-
tisierten Verfahren nach § 3 Absatz 1 Satz 1 des 
Gesetzes über die Zusammenarbeit bei der au-
tomatisierten Datenverarbeitung wahrnimmt,

	 2.	� aus dem Achten Teil – Bußgeldvorschriften –  
§ 384 a.

	� (2) Die in Absatz 1 genannten Vorschriften sind 
jeweils mit der Maßgabe anzuwenden, dass an die 
Stelle der oder des Bundesbeauftragten für den Da-
tenschutz und die Informationsfreiheit nach § 8 des 
Bundesdatenschutzgesetzes die oder der Landesbe-
auftragte für den Datenschutz nach § 20 des Landes-
datenschutzgesetzes tritt. 

	� (3) Für die Verarbeitung personenbezogener Daten 
zum Zweck der Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung, 
Verfolgung oder Ahndung von Steuerstraftaten oder 
Steuerordnungswidrigkeiten gelten die Vorschriften 
des Landesdatenschutzgesetzes für Justiz- und Buß-
geldbehörden.

	� (4) § 3 Absatz 3 Nummer 1 bis 3 und Absatz 4 gelten 
entsprechend.“

  4.	§ 11 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
	 a)	� In Satz 1 wird das Semikolon durch einen Punkt 

ersetzt.
	 b)	� Im neuen Satz 2 werden die Wörter „mit Ausnah-

me der kalkulatorischen Zinsen“ durch die Wörter 
„; kalkulatorische Zinsen können angesetzt wer-
den“ ersetzt.

  5.	�In § 14 Absatz 3 Nummer 2 werden nach dem Wort 
„Gemeinkosten“ die Wörter „sowie Umlagen an den 
Kommunalen Versorgungsverband Baden-Württem-
berg nach § 28 des Gesetzes über den Kommunalen 
Versorgungsverband“ eingefügt.

  6.	§ 17 wird wie folgt geändert:
	 a)	� Der Überschrift werden folgende Wörter ange-

fügt:
		  „und der Wasserversorgung“.
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Artikel 3
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in 
Kraft.

	 b)	� In Absatz 3 werden die Wörter „nach §§ 12 oder 
124 des Baugesetzbuchs“ durch die Wörter „durch 
städtebaulichen Vertrag nach § 20 Absatz 4“ er-
setzt.

11.	�In § 35 Absatz 1 Nummer 2 werden nach dem Wort 
„Kreuzungen“ die Wörter „unter Einschluss von 
Kreisverkehren, auch wenn die Kreisverkehrsanla-
gen selbstständige Verkehrsanlagen darstellen“ ein-
gefügt.

12.	§ 43 Absatz 3 Nummer 3 wird wie folgt gefasst:
	 „3. �die zur Erhebung der Kurtaxe erforderlichen 

Daten elektronisch an die Gemeinde zu übermit-
teln sind, wobei § 2 Absatz 1 Satz 4 und 5 anzu-
wenden ist,“

13.	In § 49 wird folgender Absatz 9 angefügt: 
	� „(9) § 20 Absatz 5 Satz 2 gilt auch für Abgabenbeschei-

de, die innerhalb der Frist des § 20 Absatz 5 Satz 1 
erlassen, zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Vor-
schrift aber noch nicht bestandskräftig waren.“

14.	Die Inhaltsübersicht ist entsprechend anzupassen.

Artikel 2
Änderung der Gemeindeordnung

Die Gemeindeordnung in der Fassung vom 24. Juli 2000 
(GBl. S. 582, ber. S. 698), die zuletzt durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 17. Juni 2020 (GBl. S. 403, 405) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

1.	§ 5 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
	 a)	 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 
		�  „Die Gemeinden oder einzelne Ortsteile (Absatz 4) 

können sonstige Bezeichnungen führen, die auf der 
geschichtlichen Vergangenheit, der Eigenart oder 
der heutigen Bedeutung der Gemeinden oder der 
Ortsteile beruhen.“ 

	 b)	� Nach Satz 2 werden folgende Sätze 3 und 4 einge-
fügt: 

		�  „Der Gemeinderat kann eine sonstige Bezeichnung 
nach Satz 2 mit der Mehrheit von drei Vierteln der 
Stimmen aller Mitglieder bestimmen oder ändern. 
Die Bestimmung und Änderung der Bezeichnung 
bedarf der Genehmigung des Innenministeriums.“ 

	 c)	 Der bisherige Satz 3 wird Satz 5.

2.	�In § 102 a Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Eigenbetriebe“ die Wörter „sowie unselbstständige 
Organisationseinheiten der Gemeinde, die nach § 1 
des Eigenbetriebsgesetzes als Eigenbetriebe geführt 
werden können,“ eingefügt.


